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Drucksache VI/3644 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Juli 1972 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Au 22/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Erweiterung des Geltungs- 
bereichs der Richtlinie des Rates vom 25. Februar 1964 zur 
Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise und 
den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit ge- 
rechtfertigt sind, auf die Staatsangehörigen eines Mitglied- 
staates, die vom Recht, nach Beendigung einer selbständi- 
gen Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates ver- 
bleiben zu können, Gebrauch machen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Budidrucker'ei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Erweiterung des Geltungsbereichs der Richtlinie des Rates 
vom 25. Februar 1964 zur Koordinierung der Sondervor Schriften 
für die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, 
soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
oder Gesundheit gerechtfertigt sind, auf die Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates, die von dem Recht, nach Beendigung 
einer selbständigen Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates verbleiben zu können, Gebrauch machen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 56 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Richtlinie des Rates vom 25. Februar 
1964^) wurden die Sondervorschriften für die Ein- 
reise und den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
oder Gesundheit gerechtfertigt sind, koordiniert, 

und mit der Richtlinie des Rates Nr vom . . , . 

wurden die Voraussetzungen festgelegt, nach denen 
die Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates das 
Recht haben, nach Beendigung einer selbständigen 
Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates zu 
verbleiben. 

Künftig findet die Richtlinie des Rates vom 25. Fe- 
bruar 1964 daher auch auf diejenigen Personen An- 
wendung, für die die Richtlinie Nr vom . . . . 

des Rates gilt - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 25. Februar 1964 zur 
Koordinierung der Sondervorschriften für die Ein- 
reise und den Aufenthalt von Ausländern, soweit 
sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicher- 
heit oder Gesundheit gerechtfertigt sind, gilt auch 
für Angehörige der Mitgliedstaaten und deren Fami- 
lienangehörige, die auf Grund der Richtlinie Nr 

vom des Rates von dem Recht Gebrauch ma- 

chen, im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates zu ver- 
bleiben. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommisison hiervon unverzügilch in Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 850/64 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Für die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, 
die eine selbständige Tätigkeit ausüben, gilt das 
Niederlassungsrecht in der Gemeinschaft nach Arti- 
kel 56 des EWG-Vertrages, vorbehaltlich der durch 
Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit gerechtfertigten Beschränkungen. 

Diese Beschränkungen sind Gegenstand der Richt- 
linie des Rates Nr. 64/221/EWG vom 25. Februar 
1964 1) zur Koordinierung der Sondervorschriften 
für die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, 
soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. 

Jedoch beschränkt Artikel 1 dieser Richtlinie ihren 
Anwendungsbereich auf die Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaates, die eine selbständige oder un- 
selbständige Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaates ausüben oder Empfänger von 
Dienstleistungen sind, und auf ihre Familienangehö- 
rigen. Sie gilt also für diese Personen nicht mehr 
nach Beendigung der Beschäftigung. 

2. Für die Unselbständigen und ihre Familienange- 
hörigen erließ die Kommission am 29. Juni 1970 die 
Verordnung (EWG) Nr. 1251/70“) über das Recht 
der Arbeitnehmer, nach Beendigung einer Beschäfti- 
gung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates zu ver- 
bleiben. 

Um für die Personen, für die diese Verordnung gilt, 
den Schutz zu gewährleisten, den die Richtlinie 


Nr. 64/221/EWG darstellt, hat der Rat die Richtlinie 
Nr. 72/194/EWG ») am 18. Mai 1972 erlassen. 

Für die Selbständigen und ihre Familienangehöri- 
gen schlägt die Kommission nunmehr dem Rat eine 
Richtlinie über das Recht der Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates vor, nach Beendigung einer 
selbständigen Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates zu verbleiben. 

Für die Begünstigten dieser künftigen Richtlinie soll- 
ten ebenfalls die Garantien der Richtlinie Nr. 64/ 
221 /EWG vorgesehen werden. 

Das ist das Ziel dieses Richtlinienvorschlags. 

3. Dieser Vorschlag beschränkt sich darauf, die 
Richtlinie Nr. 64/221/EWG auf die Begünstigten der 
künftigen Richtlinie über das Recht der Angehörigen 
eines Mitgliedstaates, nach Beendigung einer selb- 
ständigen Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates zu verbleiben, anwendbar zu erklären. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4, April 1964, S. 850/64 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 142 
vom 30. Juni 1970, S. 24 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 121 
vom 26. Mai 1972, S. 32 
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